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A l l g e m e i n e  M a n d a t s b e d i n g u n g e n   
 

der Kanzlei 
Packowski Rechtsanwälte Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, 

Zettachring 8, 70567 Stuttgart  
(im Weiteren: „Rechtsanwälte“) 

 
Für die Mandatsbearbeitung der Rechtsanwälte gelten folgende allgemeine Mandatsbedingungen: 

 

1. Gegenstand der Tätigkeit 

Der Gegenstand des Mandats und die zur Be-
arbeitung gewünschten Tätigkeiten der Rechts-
anwälte werden zwischen dem Mandanten und 
den Rechtsanwälten gesondert vereinbart. Die 
im Rahmen der Mandatsbearbeitung zu leis-
tende Rechtsberatung der Rechtsanwälte be-
zieht sich ausschließlich auf das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland. 

2. Pflichten der Rechtsanwälte 

(a) Rechtliche Prüfung 

Die Rechtsanwälte werden die Rechtssache 
des Mandanten sorgfältig prüfen, ihn über das 
Ergebnis der Prüfung unterrichten und gegen-
über Dritten die Interessen des Mandanten im 
jeweils beauftragten Umfang rechtlich vertre-
ten. 

(b) Verschwiegenheit 

Die Rechtsanwälte sind berufsrechtlich zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Diese Pflicht bezieht 
sich auf alles, was den Rechtsanwälten im Rah-
men des Mandats durch den Mandanten anver-
traut oder sonst bekannt wird. Insoweit steht 
den Rechtsanwälten grundsätzlich ein Zeugnis-
verweigerungsrecht zu. Über das Bestehen ei-
nes Mandats und Informationen im Zusammen-
hang mit dem Mandat dürfen sich die Rechts-
anwälte gegenüber Dritten, insbesondere Be-
hörden, grundsätzlich nur äußern, wenn der 
Mandant die Rechtsanwälte vorher von ihrer 
Schweigepflicht entbunden hat. 

(c) Verwahrung von Geldern 

Für den Mandanten eingehende Gelder werden 
die Rechtsanwälte treuhänderisch verwahren 
und – vorbehaltlich Ziff. 6 – unverzüglich auf 
schriftliche Anforderung des Mandanten an die 
von ihm benannte Stelle ausbezahlen. 

3. Obliegenheiten des Mandanten; Mitwir-
kungspflichten 

Eine erfolgreiche Mandatsbearbeitung ist nur 
bei Beachtung der folgenden Obliegenheiten 
gewährleistet: 

(a) Umfassende Information 

Der Mandant wird die Rechtsanwälte über alle 
mit dem Auftrag zusammenhängenden Tatsa-
chen umfassend und wahrheitsgemäß informie-

ren und ihnen sämtliche mit dem Auftrag zu-
sammenhängenden Unterlagen und Daten in 
geordneter Form übermitteln. Der Mandant wird 
während der Dauer des Mandats nur in Abstim-
mung mit den Rechtsanwälten mit Gerichten, 
Behörden, der Gegenseite oder sonstigen Be-
teiligten in Kontakt treten. 

(b) Vorsorge bei Abwesenheit und Adress-
änderung 

Der Mandant wird die Rechtsanwälte unterrich-
ten, wenn er seine Anschrift, Telefon- und Fax-
nummer, E-Mail-Adresse etc. wechselt oder 
über längere Zeit wegen Urlaubs oder aus an-
deren Gründen nicht erreichbar ist. 

(c) Sorgfältige Prüfung von Schreiben der 
Rechtsanwälte 

Der Mandant wird die ihm von den Rechtsan-
wälten übermittelten Schreiben und Schrifts-
ätze der Rechtsanwälte sorgfältig daraufhin 
überprüfen, ob die darin enthaltenen Sachver-
haltsangaben wahrheitsgemäß und vollständig 
sind. 

(d) Rechtsschutzversicherung 

Soweit die Rechtsanwälte auch beauftragt sind, 
den Schriftwechsel mit der Rechtsschutzversi-
cherung zu führen, werden diese von der Ver-
schwiegenheitsverpflichtung im Verhältnis zur 
Rechtsschutzversicherung ausdrücklich befreit. 
In diesem Fall versichert der Mandant, dass der 
Versicherungsvertrag mit der Rechtsschutzver-
sicherung weiterhin besteht, keine Beitrags-
rückstände vorliegen und in gleicher Angele-
genheit keine anderen Rechtsanwältinnen oder 
Rechtsanwälte beauftragt sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einholung 
der Deckungszusage bei der Rechtsschutzver-
sicherung und die in diesen Zusammenhang 
geführte Korrespondenz eine separate Angele-
genheit im Sinn des § 17 RVG darstellt, die ge-
sondert zu vergüten ist. Die Kosten richten sich 
nach dem Gegenstandswert und werden nicht 
von der Rechtsschutzversicherung übernom-
men. 

4. Datenschutz 

Die Rechtsanwälte haben Auftragsverarbeiter 
mit der elektronischen Verarbeitung der erho-
benen Daten aus dem Mandat beauftragt, die 
gemäß den datenschutz- und berufsrechtlichen 
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Vorschriften zur Einhaltung der Verschwiegen-
heit und der aktuellen Datenschutzvorschriften 
vertraglich verpflichtet wurden. 

Weitere Hinweise zum Datenschutz, den Um-
gang mit Daten und zu Ihren Rechten können 
unter www.packowski.de/datenschutzerklae-
rung abgerufen werden. Auf Wunsch werden 
diese dem Mandanten auch postalisch oder in 
elektronischer Form zugesandt. 

5. Haftungsbeschränkung 

Die Haftung der Rechtsanwälte ist bei Fahrläs-
sigkeit auf einen Betrag von EUR 4 Mio. (in 
Worten vier Millionen) beschränkt und findet auf 
alle Schadensersatzansprüche Anwendung, 
die durch die Rechtsanwälte zu vertreten sind. 
Von der vorstehenden Haftungsbegrenzung 
sind Schäden aus der Verletzung von Leben, 
Körper und Gesundheit ausgenommen. 

Sind mehrere Mandanten aus dem gleichen 
Auftragsverhältnis zum Schadensersatz be-
rechtigt, steht die Höchstsumme gemäß § 428 
BGB sämtlichen Anspruchsberechtigten ge-
meinsam nur einmal zu und es kann an jeden 
dieser Mandanten durch die Rechtsanwälte 
schuldbefreiend geleistet werden. 

Die Haftungsbegrenzung hat Gültigkeit von Be-
ginn des Mandats an, wirkt insoweit also auf 
den Zeitpunkt des Mandatsbeginns zurück. 

Die Haftungsbegrenzung gilt auch gegenüber 
Dritten, soweit diese in den Schutzbereich des 
zwischen den Rechtsanwälten und des Man-
danten bestehenden Rechtsverhältnisses fal-
len. § 334 BGB wird nicht abbedungen. 

6. Zahlungspflicht des Mandanten; Abtre-
tung; Kostenerstattung 

Der Mandant ist verpflichtet, auf Anforderung 
der Rechtsanwälte einen angemessenen Vor-
schuss und nach Beendigung des Mandats die 
vollständige Vergütung der Rechtsanwälte zu 
bezahlen. Dies gilt auch, wenn Kostenerstat-
tungsansprüche gegen Rechtsschutzversiche-
rung, Gegenseite oder Dritte bestehen. Der 
Mandant tritt sämtliche Ansprüche auf Kosten-
erstattung durch die Gegenseite, Rechtsschutz-
versicherung oder sonstige Dritte in Höhe der 
Honorarforderung der Rechtsanwälte hiermit an 
diese ab. Diese nehmen die Abtretung an. Die 
Rechtsanwälte dürfen eingehende Zahlungen 
auf offene Honorarforderungen, auch aus ande-
ren Angelegenheiten, verrechnen. 

Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass in 
arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten außerge-

richtlich sowie in der ersten Instanz kein An-
spruch auf Erstattung der Anwaltsgebühren 
oder sonstiger Kosten besteht. In solchen Ver-
fahren trägt unabhängig vom Ausgang jede 
Partei ihre Kosten selbst. Dies gilt grundsätzlich 
auch für Kosten in Verfahren der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit. 

7. Aktenaufbewahrung und Vernichtung 

Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass 
Handakten des Rechtsanwalts bis auf die Kos-
tenakte und etwaige Titel nach Ablauf von 
sechs Jahren nach Beendigung des Mandats 
vernichtet bzw. elektronisch gelöscht werden, 
sofern der Mandant diese Akten nicht in der 
Kanzlei der Rechtsanwälte vorher abholt. Im 
Übrigen gelten die Bestimmungen der Bundes-
rechtsanwaltsordnung. 

8. Geltung dieser Vereinbarung für künftige 
Mandate 

Die vorstehenden Mandatsbedingungen gelten 
auch für künftige Mandate, soweit nichts Entge-
genstehendes schriftlich vereinbart wird. 

9. Schlichtung und Streitbeilegung 

Die Rechtsanwälte sind weder bereit, noch ver-
pflichtet, an einem Streitbeilegungsverfahren 
vor einer Verbraucherschlichtungsstelle im 
Sinne des § 2 Verbraucherstreitbeteiligungsge-
setz (VSBG) teilzunehmen. 

Gemäß Verpflichtung aus der EU-Verordnung 
über Online-Streitbeilegung in Verbraucheran-
gelegenheiten wird darauf hingewiesen, dass 
die Plattform der EU zur außergerichtlichen On-
line-Streitbeilegung unter folgendem Link zu er-
reichen ist: http://ec.europa.eu/consumers/odr/. 

Die Rechtsanwälte lehnen jegliche Streit-
schlichtung ab. 

10. Salvatorische Klausel und anwendbares 
Recht 

Die etwaige Rechtsunwirksamkeit einer Bedin-
gung berührt die Rechtswirksamkeit der übri-
gen Bedingungen nicht. Es gilt ausschließlich 
das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

11. Widerrufsrecht 

Sofern der Mandant Verbraucher i.S.d. 
§ 13 BGB ist, das Mandat ausschließlich unter 
Einsatz von Fernkommunikationsmitteln i.S.d. 
§ 312c Abs. 2 BGB zustande kam und der Ver-
tragsschluss im Rahmen eines von den Rechts-
anwälten für den Fernabsatz organisierten Ver-
triebs- und Dienstleistungssystem erfolgte, 
steht dem Mandanten ein Widerrufsrecht zu. 
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Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht 

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. 
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. 

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns (Packowski Rechtsanwälte Rechtsanwaltsgesell-
schaft mbH, Zettachring 8, 70567 Stuttgart, Tel.: 0711 2037160, Fax: 0711 20371629, info@pack-
owski.de) mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-
Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das beigefügte 
Musterwiderrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufs-
rechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 

Folgen des Widerrufs 

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, 
unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung 
über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir 
dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit 
Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rück-
zahlung Entgelte berechnet. 

Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen während der Widerrufsfrist beginnen sollen, so haben 
Sie uns einen angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie 
uns von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten 
Dienst Leistungen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen 
entspricht. 

Verlust des Widerrufsrechts 

Ihr Widerrufsrecht erlischt vor Ablauf der Widerrufsfrist, wenn wir auf Ihre ausdrückliche Zustimmung 
hin mit der Ausführung der Leistungen begonnen haben und die Leistungen vor Ablauf der Widerrufsfrist 
vollständig erbracht wurden. 

 

Musterwiderrufsformular 

Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es 
zurück: 

An 

Packowski Rechtsanwälte Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Zettachring 8, 70567 Stuttgart 

 

Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über die Erbringung der 
folgenden Dienstleistung (*): 

– Beauftragt am (*)  
– Name des/der Verbraucher(s) 
– Anschrift des/der Verbraucher(s) 
– Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 
– Datum 
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